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A. Bericht des Abgeordneten Hamacher 


Der mit der Behandlung des obigen Gesetz- 
entwurfs beauftragte Ausschuß für Wohnungs- 
wesen, Bau- und Bodenrecht hat in zwei Sitzungen, 
am 25. März und 23. Juni 1960, die Vorlage ein- 
gehend beraten. 

Alle Fraktionen waren übereinstimmend der Auf- 
fassung, daß die im Gesetzentwurf genannten und 
schon bisher auf Grund von Rechtsverordnungen ge- 
führten Statistiken auf dem Gebiete des Bau- und 
Wohnungswesens auch weiterhin staatspolitisch un- 
abdingbar und für die bau- und wohnungspolitischen 
Entscheidungen unentbehrlich sind. 

Auf Grund der eingehenden Aussprache und der 
Darlegungen seitens der zuständigen Bundesministe- 
rien sowie des Statistischen Bundesamtes wurde 
auch die Notwendigkeit der im Gesetzentwurf {§ 3) 
neu vorgesehenen Auftragsstatistik im Tiefbau in 
der beabsichtigten sachlichen und räumlichen Be- 
grenzung (nur Auftragswerte über 25 000 DM, Auf- 
träge der Gemeinden nur in denen mit mehr als 
5000 Einwohnern) im Hinblick auf das wachsende 
Gewicht des Straßenbaus und des übrigen Tiefbaus 
im Zusammenhang mit der Verkehrsentwicklung be- 
jaht. Die zusätzlichen Kosten bei Bund und Ländern 
belaufen sich jährlich nur auf 63 000 DM. 

Ausführlich wurde die Statistik der Baubeginne 
im Hochbau (§ 2 Abs. 2) beraten, die neben der 
schon laufenden statistischen Erfassung der Bau- 
genehmigungen und der Fertigstellungen eingeführt 
werden soll. Anlaß zu der besonders eingehenden 
Aussprache waren die Stellungnahme des Bundes- 
rates zum Gesetzentwurf und die schriftliche Ein- 
gabe des Deutschen Städtetages. Um die Auffassung 
und die Bedenken der Gemeinden im einzelnen bei 


den Beratungen berücksichtigen zu können, nahmen 
auf Vorschlag des Ausschusses an den Beratungen 
am 23. Juni 1960 Sachverständige des Deutschen 
Städtetages teil. Nach eingehender Würdigung der 
Darlegungen der Vertreter des Deutschen Städtetages 
kam der Ausschuß einmütig zu der Auffassung, daß 
die vorgebrachten, vorwiegend administrativen Be- 
denken gegenüber der sachlichen Bedeutung einer 
Statistik der Baubeginne aus allgemeinen konjunk- 
tur- und wirtschaftspolitischen sowie bau- und woh- 
nungspolitischen Gründen zurücktreten müßten. Die 
Erfassung der Baugenehmigungen kann den statisti- 
schen Nachweis des tatsächlichen Baubeginns nicht 
ersetzen, da zwischen Baugenehmigung und Bau- 
beginn ein oft sehr unterschiedlicher Zeitraum liegt 
und die konjunkturpolitisch entscheidende Inan- 
spruchnahme der Baukapazität durch die verschie- 
denen Baubereiche erst mit dem tatsächlichen Bau- 
beginn einsetzt. Außerdem können die Entschlüsse 
der Bauherren, den Bestrebungen zu einem ver- 
stärkten Winterbau und einer möglichst kontinuier- 
lichen Bautätigkeit zu folgen, nur an den monat- 
lichen tatsächlichen Baubeginnen erkannt und ge- 
messen werden. Der Ausschuß überzeugte sich in 
den Beratungen davon, daß nach einer gewissen 
Anlaufzeit und bei gutem Willen der Bauämter im 
Rahmen des laufenden Außendienstes und der regel- 
mäßigen Kontrollen der Ämter der tatsächliche Bau- 
beginn an neuen Hochbauvorhaben innerhalb einiger 
Tage nach der tatsächlichen Inangriffnahme der 
Bauarbeiten durchaus zuverlässig feststellbar ist. 
Neben der Feststellung des tatsächlichen Baubeginns 
entsteht außer der Eintragung des Datums auf eine 
schon im Durchschreibeverfahren vorliegende Zähl- 
karte und deren monatlichen Absendung zusammen 
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mit den anderen statistischen Meldungen keinerlei 
ins Gewicht fallende zusätzliche Verwaltungsarbeit. 
Aus grundsätzlichen konjunktur- und wirtschafts- 
politischen sowie aus bau- und wohnungspolitischen 
Gründen im besonderen spricht sich daher der Aus- 
schuß einstimmig für die Einführung der Baubeginn- 
statistik im Hochbau aus. Ihre Kosten bei Bund und 
Ländern werden auf jährlich nur 133 000 DM ge- 
schätzt. 

Bei der Erörterung der schon bisher geführten 
Statistik der erstmaligen Vergaben der im Rahmen 
des öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbaues 
erstellten Wohnungen wurde klargestellt, daß es 
sich hierbei um einen notwendigen Nachweis im 
Rahmen der Zielsetzungen des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes (Wohnungsbau- und Familienheim- 
gesetz) und des Lastenausgleichsgesetzes handele, 
nämlich um den Nachweis, welchen einzelnen wich- 
tigen und bevorrechtigten Bevölkerungsgruppen die 
öffentlich geförderten Sozialwohnungen zugespro- 
chen wurden. Diese Feststellungen werden während 
der Gültigkeit des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
und des Lastenausgleichsgesetzes auch weiterhin 
getroffen werden müssen; besondere Schwierig- 
keiten in der Berichterstattung dürften auch bei Fort- 


I fall der Wohnraumbewirtschaftung und der Woh- 
I nungsämter nicht entstehen. 

I Der Ausschuß erwog, die Statistik der Wohn- 
I raumvergaben eventuell zu einer Feststellung des 
! Erstbezuges aller neuerrichteten Wohnungen zu 
i erweitern. Hierfür hatte das Statistische Bundesamt 

i 

I ein besonderes Gutachten gefertigt. Die abschließen- 
I den Beratungen des Ausschusses ergaben jedoch die 
! einheitliche Auffassung, von einer Erweiterung der 
bisherigen Wohnraumvergabestatistik aus sachlichen 
Gründen wie auch der Kosten wegen abzusehen. 

! 

I Im einzelnen beschloß der Ausschuß einstimmig, 

1. in § 3 am Schluß zwischen die Worte „und Ab- 
wicklungsdauer“ das Wort „voraussichtliche" 
einzufügen; 

2. in § 5 Nr. 3 am Schluß das vorletzte Wort „ört- 
lichen“ zu streichen. 

Im Gesamtergebnis seiner Beratungen empfiehlt 
der Ausschuß unter Berücksichtigung der beiden vor- 
genannten Änderungsvorschläge einstimmig die An- 
! nähme des Gesetzentwurfs in der von der Bundes- 
regierung vorgelegten Fassung. 


Bonn, den 23. Juni 1960 


Hamacher 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1491 — in der aus 
der nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 23. Juni 1960 


Der Ausschuß für WohnungsweseUr 
Bau- und Bodenrecht 


Dr. Hesberg 

Vorsitzender 


Hamacher 

Berichterstatter 


2 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode Drucksache 1946 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Durchführung von Statistiken der Bautätig- 
keit (BauStatGes) 

— Drucksache 1491 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wohnungswesen, 

Bau- und Bodenrecht 
(24. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über die Durchführung von Entwurf eines Gesetzes über die Durchführung von 
Statistiken der Bautätigkeit (BauStatGes) Statistiken der Bautätigkeit (BauStatG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschloss 
sen: sen: 


§ 1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes werden laU' 
fend Statistiken 

1. der Bautätigkeit im Hochbau (Hochbaustatistik) 
und im Tiefbau (Tiefbaustatistik) sowie 

2. der erstmaligen Wohnraumvergaben (Wohn- 
raumvergabestatistik) 

durchgeführt. 


§ 2 

(1) Die Hochbaustatistik erfaßt die genehmigungs- 
oder zustimmungspflichtigen und die anzeigepflich- 
tigen Baumaßnahmen, bei denen Wohnraum oder 
anderer Nutzrauin durch Bautätigkeit zu- oder ab- 
geht, baulich verändert oder einem anderen Ver- 
wendungszweck zugeführt wird oder durch bau- 
polizeiliche Maßnahmen, Schadensfälle oder Abbruch 
verloren geht. 

(2) Sie erstreckt sich auf Feststellungen über die 
genehmigten, begonnenen und fertiggestellten Bau- 
vorhaben und auf den Bauzustand am Jahresende. 
Sie erfaßt dabei Lage, Art, Größe, Ausstattung, Bau- 
kosten und Bauherren der Gebäude, Wohnungen 
und Wohnräume sowie die Art der Baumaßnahme. 

(3) Bei Baumaßnahmen des öffentlich geförderten 
sozialen Wohnungsbaues erstreckt sie sich außer- 
dem auf Feststellungen über die Bewilligungen 
öffentlicher Mittel und die Art ihres Einsatzes, über 
die Gesamtkosten in der Aufgliederung nach § 5 der 
Zweiten Berechnungs Verordnung vom 17. Oktober 


§ 1 

unverändert 


§ 2 

unverändert 
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Entwurf 

1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1719), die Finanzierung, 
die Grundstücksgröße und die Rechtsform der 
Nutzung sowie über die Zweckbindung der geför- 
derten Wohnungen und die genehmigten Durch- 
schnittsmieten. 

§ 3 

Die Tiefbaustatistik erfaßt die vergebenen Tief- 
bauaufträge mit einem Auftragswert von 25 000 
Deutsche Mark und mehr nach Bauherren, Art der 
Baumaßnahme, Auftragswert und Abwicklungs- 
dauer. 

§ 4 

Die Wohnraumvergabestatistik erfaßt die erst- 
maligen Vergaben neu geschaffener Wohnungen 
und Wohnräume des öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbaues sowie eine Aufgliederung der Ver- 
gaben nach Personengruppen. 

§ 5 

Auskunftspflichtig sind 

1. für die Hochbaustatistik die Bauherren, die 
Bauaufsichtsbehörden, die Bewilligungsstellen 
und für die Feststellung des Bauzustandes am 
Jahresende auch die Gemeinden, 

2. für die Tiefbaustatistik die auftragvergeben- 
den Stellen des Bundes, der Länder, der Ge- 
meinden mit 5000 und mehr Einwohnern, der 
Gemeindeverbände, der sonstigen juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts und der 
juristischen Personen des privaten Rechts, an 
denen die öffentliche Hand maßgeblich be- 
teiligt ist, 

3. für die Wohnraumvergabestatistik die für die 
Wohnraumvergaben zuständigen örtlichen Be- 
hörden. 

§ 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 7 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft, mit Ausnahme des § 3 und des § 5 
Nr. 2, die am 1. Januar 1960 in Kraft treten. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 


§ 3 

Die Tiefbaustatistik erfaßt die vergebenen Tief- 
bauaufträge mit einem Auftragswert von 25 000 
Deutsche Mark und mehr nach Bauherren, Art der 
Baumaßnahme, Auftragswert und voraussichtlicher 
Abwicklungsdauer. 

§ 4 

unverändert 


§ 5 

Auskunftspflichtig sind 
1. unverändert 


2. unverändert 


3. für die Wohnraumvergabestatistik die für die 
Wohnraumvergaben zuständigen Behörden. 

§ 6 

unverändert 


§ 7 

unverändert 
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